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	Name: Foerstendorf
	Frage1: Vorab, wir sind ein Unternehmen des Bauhauptgewerbes.

Unsere Erwartung  an ein Vergabeverfahren des Bundes ist, dass stets Wettbewerbsgleicheit zwischen den Bietern herscht un dass es sich um ein möglichst einfaches, trnsparentes Vergabeverfahren handelt.

Daran gemessen verbietet sich aus unserer Sicht eine Regelung , die auf "repräsentative" Tarifverträge Bezug nehmen will, von selbst. Denn die Bewertung , welcher Tarifvertrag für welche Branche repräsentativ sein könnte, verkompliiert das Verfahren sowohl für die Verwaltungen des Bundes als auch für die Wettbewerber.

Hinzu kommt, dass insbesondere in tarifungebundenen Unternehmen durch die Einführung einer solchen Regelung die Enttehung einer "Zwei-Klassen-Gesellschaft" von Mitarbeitern droht. Es wird Mitarbeiter geben, die das "Privileg" der Tätigkeit im Rahmen von Aufträgen des Bundes geniessen, und solche, für die eben dies nicht gilt. Damit wäre der betriebliche Frieden erheblich gestört.
	Frage2: Bei Einführung einer Tariftreuerklärung vor allem im Baugewerbe sehen wir die bereits bei Frage 1 geschilderten Probleme. Wichtiger für die Durchsetzung fairer Löhne und arbeitsvetraglicher Standards ist aus unserer Sicht die Ausstattung der Kontrollorgane mit genügend personellen Ressourcen, denn schon jetzt ist der Zoll mit der Überprüfung der Einhaltung der Mindestlöhne hoffnungslos  überfordert, und kann z.B im Land Berlin und Umgebung ihre Aufgaben  nicht im notwendigen Umfang  erfüllen.   Die Einführung einer  Tariftreueregelung wird nach unserer Erfahrung   den Vergabewettbewerb erheblich verkomplizieren und tiefe Unruhen in en Unternehmen stiften.
	Frage3: Tarifliche Arbeitsbedingungen in Vergaben des Bundes sollten sich an den Standards der Arbeitswirklichkeit orientieren. Sie sollten leicht überprüfbar  und ohne Aufwand durchsetzbar sein. Das gilt für allgemeinverbindliche tarifliche Regelungen und für gesetzliche Standards. Darauf muss sich das Vergabeverfahren des Bundes beschränken.
	PLZ: 03185
	Sitz/Wohnort: Neuendorf
	Vorname: Peter
	Name der Organisation: Schulze & Diemar Tief-u. Rohrleitungsbau 
	Frage6: Auch in dieser Hinsicht gilt das beeits Gesagte. Nachweise im Verfahren dürfen die Auftragsausführung zulasten der Auftragsnehmerinnen und Auftragsnehmer des Bundes nicht unnötig erschwerenn sondern müssen möglichst  einfach und transparent  zu erbringen sein. Anderenfalls verlieren Vergaben des Bundes ihre Attraktivität und schaffen ein Kontrollszenario, das sich in der Realität nicht umsetzen lassen wird. Wir als mittelständisches Unternehmen würden uns in einem solchen Fall nicht mehr an öffentlichen Aufträgen beteiligen.
	Frage4: Eine " bürokratiearme und praktisch handbare" Regelung wird nicht erreicht, indem " repräsentative" Tarifverträge anzuwenden sind. Bereits die Wahl des jeweils zutreffenden Tarifvertrages für die einzelnen Positionen in einem Leistungsverzeichnis birgt ein erhebliches Missbrauch-bzw. Streitpotenzial. Oftmals werden Ausschreibungen nicht wie gesetzlich formiert mittelstandsfreunlich und fachlosweise vergeben. Oftmals wird eine sogenannte funktionale Leistungsbeschreibung  übermittelt und das Unternehmen muss diese die Einzelbestandteile  zerlegen. Das ist auch heute schon planerische Leistung des Bauherrn und wird durch die Zuordnung verschiedener Tarifverträge zu bestimmten Projektschritten um ein Vielfaches komplizierer. Außerdem ist eine effektive Kontrolle der Einhaltung  ddieser Vorschriften aus prakitscher Sicht nicht möglich..
	Frage5: Die Verkomplizierung der öffentlichen Vergabe ist in diesem Fall völlig unabhängig vom Umfang des Auftrages. Jedes Unternehmen, ob groß oder klein, ächzt unter Bürokratie- und Verwaltungsaufwand.
	Frage8: Die Sanktionen sollten den systematischen Vorgaben des Vergabeverfahrens folgen, also Vertragsstrafen sowie gegebenenfalls Ausschluss von aktuellen und künftigen Vergaben zulassen. Das Vergabeverfahren ist ein Wttbewebsverfahren und sollte auch als solches behandelt werden. Um Transparenz in allen Bereichen herzustellen, muss deshalb auch ein Vergaberechtschutz im Unterschwellen bereich eingeführt werden. Das führt jedoch zu einer Verlangsamung der Vergaben.
	Frage9: Ungeachtet unserer erheblichen Bedenken, die mit Blick auf die tatsächliche Umsetzbarkeit einer Tariftreueregelung bestehen, wird ganz außer Acht gelassen, dass es die Tarifvertragsparteien sind, die autonom im bilateralen Verhältnis Bedingungen eines Tarivertrages miteinander vereinbaren.

Tarifverträge definieren ein möglichst ausgewogenes Verhältnis im Kontext der Verhandlungen  der Tarifvertragsparteien.  Deren pauschalierte Anwendung bei den Vergaben des Bundes hat mit dem Prinzip der Tarifautonomie nichts zu tun. Es verfehlt auch das Prinzip des Bundes, gute Arbeitsbediingungen zugunsten von  Arbeitnehmern durchzusezen, Die Wahl des wirtschaftlichsten Angebotes wäre hier ein viel besseres Mittel.



Erlauben Sie uns einen zusätzlichen Gedankengang .

Bei Einführung der Tariftreuepflicht für die Vergabe  öffentlicher  Aufträge entsteht ein  unverhältnismäßiger  Verwaltungsaufwand und Kostenaufwand für den Bund  und für die Unternehmen. Desweiteren ist die Kontrolle der Bundestariftreue in der Praxis flächendeckend nicht möglich, das zeigt der sehr überschaubare  Erfolg des Zolls in der Vergangenheit bei der Schwarzarbeitsbekämpfung im Baugewerbe.

Unser Unternehmen schlägt deshalb bei der Vergabe  öffentlicher Bauaufträge,  die Vorlagepflicht  der qualifizierten Sozialkassenbescheinigung vor. Dies verhindert nicht nur eine erhöhte Bürokratie  sondern die Kontrolle wird  auch sehr vereinfacht, um die "schwarzen Schafe" der Bauwirtschaft zu verhindern.





 


	Frage7-Begruendung:   Ungeachtet unserer Bedenken wird es, auch  bei der Umsetzung allgemeinverbindlicher tariflicher Regelungen, vor allem darauf ankommen, die Regelung auch für Unterauftragnehmer ( Subunternehmer ) gültig zu machen. Auch muss eine solche Regelung effektiv kontrolliert werden.
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